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Mündliche Anfragen  
 
für die 62. Sitzung des Landtags Nordrhein-Westfalen 
am 2. Juli  2014 
 
 
 
Geschäftsbereich des Ministeriums für Bauen, Wohnen, Stadtentwicklung und Ver-
kehr 
 

42 Abgeordneter 
Henning Rehbaum  CDU 

Sieht die Landesregierung Handlungsbedarf 
bei den derzeitigen Zuständen von Fernbus-
haltestellen in Nordrhein-Westfalen? 
 
Zum 1. Januar 2013 hatte die damalige Bundes-
regierung das im Jahr 1931 zum Schutz der 
Bahnverbindungen erlassene innerdeutsche 
Fernbusverbot aufgehoben. Ziel des Gesetzes 
war, eine kostengünstige und umweltfreundliche 
Reisemöglichkeit, auch für Menschen mit gerin-
gem Einkommen zu schaffen. Aus einer Studie 
des Berliner Iges-Instituts geht hervor, dass 
seitdem 80 innerdeutsche Linien entstanden 
sind, wovon 42 durch Nordrhein-Westfalen füh-
ren. Fernbus-Anbieter in Nordrhein-Westfalen 
sind u. a. ADAC/Post, „MeinFernbus“, „FlixBus“ 
oder „City2City“. Eine große Nachfrage gibt es 
vor allem bei Schülern, Studenten und Auszubil-
denden. Laut Iges-Institut hat das Fernbusange-
bot in Nordrhein-Westfalen bereits einen über-
aus hohen Ausbaustand erreicht. Insgesamt 
sollen jede Woche ca. 1.000 Fernbusse in Nord-
rhein-Westfalen starten und enden. Besonders 
viele Fernbusverbindungen gibt es nach Berlin 
und in die Rhein-Main-Region. 
In den Städten gibt es jedoch erhebliche Prob-
leme mit der erforderlichen Haltestelleninfra-
struktur. So sind Terminals oftmals gar nicht 
vorhanden, zu klein, nicht überdacht, nicht barri-
erefrei und nicht verkehrssicher. Oft fehlen 
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PKW-Parkplätze für Fahrgäste, die nicht mit 
dem Öffentlichen Nahverkehr mit Bus und Bahn 
anreisen. So kommt es regelmäßig zu chaoti-
sche Zuständen beim Fahrgast-wechsel. Außer-
dem fehlt es an Toiletten für wartende Fahrgäste 
und an Sozialräumen für Fahrpersonal, das sei-
ne gesetzlichen Ruhepausen nehmen muss. 
Zudem sind die Fernbushaltestellen nicht immer 
zentral gelegen. Zum Beispiel fährt der Bus in 
Köln nicht vom Hauptbahnhof, sondern von der 
anderen Rheinseite in Deutz ab. Ländliche Re-
gionen wer-den kaum angefahren. 
Aus der täglichen Praxis wird berichtet, dass 
Fernbusse immer wieder Fahrgäste an nicht 
genehmigten Haltestellen aussteigen lassen. 
Damit unterlaufen diese Fernbusse die vom Ge-
setzgeber zum Schutz des Öffentlichen Nahver-
kehrs mit Bus und Bahn bewusst getroffene Re-
gel, dass Haltestellen einen Mindestabstand von 
50 km haben müssen 
 
Die CDU-Landtagsfraktion weist bereits seit Mo-
naten auf diese unhaltbaren Zustände an Fern-
bushaltestellen in Nordrhein-Westfalen hin. Die 
Landesregierung jedoch sieht „…keine bedeu-
tenden Probleme an und um die Haltestellen 
durch Fahrgastwechsel … bei denen die Lan-
desregierung unterstützend tätig werden könn-
te.“ So heißt es in der Antwort auf die KA der 
CDU-Fraktion (Drucksache 16/5793) vom 7. Mai 
2014. 
In der Westpol-Sendung vom Sonntag, 
22. Juni 2014 hingegen forderte Minister  
Groschek eine Fernbusmaut zum Ausbau der 
Fernbushaltestellen. Dies ist ein Widerspruch. 
 
Herr Bodewig hatte im Übrigen eine solche 
Busmaut auf die konkrete Frage der CDU-
Fraktion ausgeschlossen, s. a. Ausschussproto-
koll APr 16/357, vom 10.10.2013. 
 
Die Folge dieser widersprüchlichen Aussagen ist 
die Verunsicherung der Kommunen, diese füh-
len sich von Minister Groschek im Stich gelas-
sen. 
 
 
 
 
 
 
 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 16. Wahlperiode Drucksache 16/5975 

 
 

3 

Verunsicherung besteht aber auch bei den Be-
treiber/Startups der noch jungen Fernbusbran-
che Millionenbeträge in Fahrzeuge und Konzep-
te investiert haben und bei deren Fahrgästen. 
 
 
Wie erklärt die Landesregierung ihre wider-
sprüchliche Aussage zu Fernbushaltestellen? 
 

 
 
 
Geschäftsbereich des Ministeriums für Wirtschaft, Energie, Industrie, Mittelstand und 
Handwerk 
 
 

43 Abgeordneter 
Josef Hovenjürgen  CDU 

Umsetzung des Industrieparks „newPark“  
 
Die RWE Service GmbH hatte der newPark 
GmbH ursprünglich ein Kaufpreisangebot bis 
zum 31.12.2012 unterbreitet. Nach Verhandlun-
gen zwischen der Landesregierung und der 
RWE Service GmbH wurde die Kaufoption bis 
zum 30.09.2013 verlängert. Vorlage 16/1984 
vom 18. Juni 2014 ist zu entnehmen, dass die 
Landesregierung nach wie vor davon ausgeht, 
dass die RWE Service GmbH bis zum 
30.09.2013 an das Angebot gebunden war. 
 
Die RWE Service GmbH bestreitet jedoch, dass 
die Kaufoption bis zum 30.09.2013 verlängert 
wurde. Die Annahme des Kaufpreisangebotes 
durch die newPark GmbH vom 26.09.2013 sei 
daher verfristet. Die RWE Service GmbH lehnt 
daher einen  Verkauf zu den mit der Landesre-
gierung ausgehandelten Konditionen ab. 
 
 
Welche Schritte wird die Landesregierung er-
greifen, damit sich die RWE Service GmbH an 
die mit der Landesregierung ausgehandelte Op-
tionsverlängerung hält? 
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Geschäftsbereich des Finanzministeriums  
 
 

44 Abgeordneter 
Ralf Witzel  FDP 

Durchsetzung rechtlicher Ansprüche gegen 
frühere BLB-Geschäftsführer und die BLB-
Geschäftspartner bei Wuchergeschäften – 
Aus jeweils welchen Gründen verzichtet der 
Finanzminister unverständlicherweise nun 
auf die gebotene Verfolgung der finanziellen 
und rechtlichen Interessen des Landes im 
Umgang mit den BLB-Skandalen?  
 
Der BLB NRW ist erkennbar mit seinem An-
spruch gescheitert, als Dienstleister mit seinen 
Aufgabenbereichen Eigentumsmanagement, 
Liegenschaftsmanagement sowie Planen und 
Bauen das gesamte Leistungsspektrum des 
Immobilienlebenszyklus effizient und transparent 
für das Land und den Steuerzahler zu erfüllen. 
 
Der Landesrechnungshof hat sich in den letzten 
Jahren ausführlich mit einer Vielzahl von Projek-
ten des BLB NRW kritisch auseinandergesetzt 
und regelmäßig in seinen Jahres- und Sonder-
berichten horrende Kostensteigerungen sowie 
gravierende systematische Mängel beim BLB 
NRW diagnostiziert. Exemplarisch hierfür steht 
auch der aktuelle Bericht des Landesrech-
nungshofes vom 3. Juni 2014 bezüglich des 
Grundstückserwerbs der Domgärten. Diesem 
zufolge ist kurz nach Ankauf der Liegenschaft 
bereits ein Abschreibungsbedarf in Höhe von 36 
Millionen Euro entstanden. 
 
Diesem ökonomisch offenbar völlig unsinnigen 
Erwerb von Grundstücken liegen gleich mehrere 
gravierende Fehler zu Grunde: Entgegen den 
gesetzlichen Bestimmungen hat ein reiner Vor-
ratskauf von Liegenschaften ohne eine konkrete 
Beauftragung stattgefunden, für wesentliche 
Teile der Grundstücksfläche existiert kein Bau-
recht und ist auch zukünftig aufgrund der städti-
schen Planungen keines zu erwarten, sind für 
reine Grünflächen mit einem Verkehrswert von 
etwa 20 Euro pro Quadratmeter tatsächlich aber 
rund 1.000 Euro gezahlt worden, und hat es 
eine Gewinnerzielung für einen Zwischenerwer-
ber der Liegenschaften in der gigantischen Höhe 
von über 24,3 Mio. Euro nur dafür gegeben, 
dass dieser nahezu alle Grundstücke nach nur 
wenigen Tagen mit einem horrenden Aufschlag 
weiterveräußert hat.  
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Die signifikanteste Preissteigerung zwischen 
dem Ursprungskaufpreis und der vom BLB ent-
richteten Zahlung hat es von über 211% beim 
Flurstück Domgärten V gegeben, das besagter 
Zwischenerwerber nur sechs Tage gehalten hat. 
Mehrfach sind auch an demselben Tage vom 
Zwischenerwerber Grundstücke an den BLB 
weiterverkauft worden – in einem Fall mit einem 
Verkaufspreisaufschlag von 10,4 Mio. Euro. 
Wenn man sowohl die Preissteigerungsraten als 
auch den Umstand zugrunde legt, dass für die 
Errichtung von Gebäuden letztlich wertlose 
Grünflächen veräußert worden sind, dürfte bei 
den allermeisten der Grundstücksgeschäfte ein 
Fall von Wucher vorliegen. 
 
Die FDP-Landtagsfraktion hat daher von der 
Landesregierung Bemühungen eingefordert, vor 
diesem Hintergrund eine Rückabwicklung der für 
das Land so unvorteilhaften Grundstückskäufe 
anzustreben. Der Finanzminister hat seinerseits 
aber in der Sondersitzung des Haushalts- und 
Finanzausschusses am 20. Juni 2014 deutlich 
gemacht, dass er diese Option gar nicht nutzen 
möchte, auf Nichtigkeit zu plädieren. 
 
In einer entsprechenden dpa-Meldung vom 
20. Juni 2014 mit dem Titel „Überteuerte BLB-
Geschäfte sind nicht rückgängig zu machen“ 
heißt es dazu wörtlich: 
 
„Zu teure Grundstücksankäufe des landeseige-
nen Baubetriebs BLB sind nach Darstellung von 
Nordrhein-Westfalens Finanzminister Norbert 
Walter-Borjans (SPD) nicht rückgängig zu ma-
chen. Auch wenn der Preis diskussionswürdig 
sei – etwa beim Ankauf der Flächen der ehema-
ligen Dombrauerei in Köln – sei das Geschäft 
rechtswirksam, erläuterte der Minister am Frei-
tag im Finanzausschuss des Düsseldorfer Land-
tags. Die FDP forderte den Finanzminister auf, 
zivilrechtliche Ansprüche gegen die beiden BLB-
Geschäftsführer zu prüfen. (...) In der Vergan-
genheit sollen Bauvorhaben regelmäßig verra-
ten und die Grundstücke von Zwischenhändlern 
aufgekauft worden sein. Trotz horrender Auf-
schläge soll der BLB sie anschließend erworben 
haben.“ 
 
Die Darlegungen des Finanzministers stehen im 
Widerspruch zu der rechtlichen Möglichkeit, die 
sich aus der geltenden BGH-Rechtsprechung 
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ergibt. So ist beispielsweise erst in jüngster Zeit 
am 24. Januar 2014 ein Urteil des 5. Zivilsenats 
zur Sittenwidrigkeit eines Grundstückskaufver-
trags ergangen (VZR 249/12). Im Leitsatz dieses 
Urteils heißt es im Wortlaut (vgl. Rn. 8): 
 
„Ein besonders grobes Missverhältnis zwischen 
Leistung und Gegenleistung, das ohne das Hin-
zutreten weiterer Umstände den Schluss auf 
eine verwerfliche Gesinnung des Begünstigten 
erlaubt, liegt bei Grundstückskaufverträgen 
grundsätzlich erst ab einer Verkehrswertüber- 
oder -unterschreitung von 90% vor.“ 
 
Dieser Sachverhalt einer Verkehrswertüber-
schreitung von mehr als 90% ist allerdings bei 
den Domgärten gegeben. Vor diesem Hinter-
grund hat auch der Landesrechnungshof in der 
Sitzung des zuständigen Unterausschusses im 
Landtag am 25. Juni 2014 deutlich gemacht, 
dass er eine Prüfung der Nichtigkeit der für das 
Land unvorteilhaften Geschäfte für geboten hält. 
 
Wie der Bericht des Landesrechnungshofes 
(siehe Landtags-Vorlage 16/1946) an mehreren 
Stellen ferner ausweist, ist dem BLB durch das 
Handeln ausdrücklich beider Geschäftsführer 
ein finanzieller Schaden entstanden: Es haben 
beide Verantwortliche für das Land unvorteilhaf-
te Grundstücksankäufe genehmigt, ohne dass 
es überhaupt eine konkrete Planung für auf den 
Grundstücken zu errichtende Landesliegen-
schaften gegeben hat (S. 8-11). Auch haben 
wiederum beide Geschäftsführer ihre Zustim-
mung zu für den BLB finanziell nachteiligen An-
gebotsänderungen erteilt (S. 41). Beide Hand-
lungen sind nicht in Unkenntnis geschehen, 
sondern trotz ausdrücklicher Warnhinweise des 
zuständigen Fachbereichs des BLB. 
 
Geschäftsführer trifft eine besondere Verantwor-
tung für die Wahrung der Vermögensinteressen 
des Landes, und Pflichtverletzungen lösen auch 
zivilrechtliche Ansprüche neben einer denkbaren 
strafrechtlichen Verfolgung aus. Der Finanzmi-
nister will dennoch nicht beide Verantwortliche in 
Regress nehmen, sondern einen der beiden 
beim BLB abberufenen Verantwortlichen sogar 
noch als Abteilungsleiter im Finanzministerium 
einsetzen.  
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Es ist in beiden angesprochenen Sachverhalten 
objektiv nicht nachvollziehbar, warum gerade 
der Finanzminister eine für das Land erkennbar 
unvorteilhafte Rechtsposition einnimmt, anstatt 
die Ansprüche des Landes offensiv zu vertreten.  
 
 
Aus jeweils welchen Gründen verzichtet der 
Finanzminister nun unverständlicherweise auf 
die gebotene Verfolgung der finanziellen und 
rechtlichen Interessen des Landes im Umgang 
mit den BLB-Skandalen? 
 

 


